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21.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend Abänderung des

Staatsvertrages zwischen dem Großherzogtum Hessen und dem
Großherzogtum Oldenburg , die ausschließliche Zulassung der
Hessisch-Thüringischen Staatslotterie in dem Großherzogtum Olden¬
burg betreffend.

Oldenburg , den 23 . April 1904.

Nachdem mit der Großherzoglich Hessischen Regierung
am 29 . Januar 1904 ein Staatsvertrag wegen Abänderung
des Staatsvertrages vom 7. November 1901 , die ausschließ-
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liche Zulassung der Hessisch-Thüringischen Staatslotterie in
dem Grvßherzogtum Oldenburg betreffend , abgeschlossen wor¬
den ist , gilt dieser letztgedachte Vertrag nunmehr in der
nachstehenden Fassung.

Oldenburg , den 23 . April 1904.

Staatsministerium.

R u h st r a t.

Weber.

Vertrag
zwischen dem Großherzogtum Hessen und dem Großherzog¬
tum Oldenburg , die ausschließliche Zulassung der Hessisch-

Thüringischen Staatslvtterie in dem Großherzogtum
Oldenburg betreffend.

Artikel  1.

Das Großherzogtum Hessen erhält mit Wirkung vom
1. August 1902 das ausschließliche Recht , die Lose der ^
Hessisch - Thüringischen Staatslotterie im Bereiche des Her¬
zogtums Oldenburg und der Fürstentümer Lübeck und Bir¬
kenfeld zu vertreiben.

Die Oldenburgische Regierung macht sich verbindlich,
für die Dauer dieses Vertrages weder eine eigene Landes¬
lotterie zu errichten , noch die Errichtung einer solchen zu
genehmigen , noch sich an einer anderen Landeslotterie zu
beteiligen.

Die Oldenburgische Regierung wird beim Landtage des
Großherzogtums Oldenburg die Zustimmung zu einem Ge¬
setze beantragen , welches den aus der Anlage zu diesem
Vertrage ersichtlichen Inhalt hat . Kommt nicht bis zum
10 . Februar 1902 ein der Anlage im wesentlichen ent¬
sprechendes Gesetz zur Publikation , so erlischt dieser Vertrag.



Artikel  2.

Als Gegenleistung zahlt die Hessische Negierung an die
Oldenbnrgische Regierung jedesmal acht Wachen nach dem
letzten Ziehungstage der Schlußklasse der Hessisch -Thüringi¬
schen Staatslotterie

nach der 1. Lotterie . . . 30 000
nach der 2 . Lotterie . . . 40 000

nach der 3 ., 4 ., 5 ., 6 ., 7 . und 8 . Lotterie je 36 000
nach der 9 . sowie nach jeder folgenden Lotterie ebenfalls
36 000 Der letztere Betrag erhöht sich jedoch für jede
volle Hundert ganze Lose , welche innerhalb des Großherzog¬
tums Oldenburg in der 8 . Lotterie über 3600 hinaus ab¬
gesetzt sein werden , um 1000 Für die Feststellung des
Losabsatzes kommen in Betracht

1 . diejenigen Lose , welche von den innerhalb wie außer¬
halb des Großherzogtums Oldenburg wohnhaften Kollek¬
teuren an Einwohner dieses Großherzogtums abgesetzt
werden;

2 . die von den unter 1 gedachten Kollekteuren an ihre
im Großherzogtum Oldenburg wohnhaften Beauftragten und
Wiederverkäufer abgesetzten Lose;

3 . die von den im Großherzogtum Oldenburg wohn¬
haften Kollekteuren für Rechnung ihres Oldenburger Ge¬
schäfts gespielten Lose.

Von den einzelnen zu zahlenden Beträgen werden als
Beitrag zu Tantiemen und Gratifikationen 1^ Prozent ge¬
kürzt . Ergibt sich für die 9 . und die folgenden Lotterien
ein Betrag von mindestens 51 000 ^ , so werden anstatt
1 /̂t Prozent 11 ^ 4 Prozent zu Gunsten der Lotteriekasse
gekürzt.

Artikel  3.

Der gegenwärtige Vertrag soll für beide Teile unkünd¬
bar bis zur 28 . Lotterie einschließlich Giltigkeit haben und
jedesmal für weitere sechs Lotterien als verlängert gelten,



wenn er nicht spätestens vor Abspielung der 3 . Klasse der

vorletzten Lotterie , für die er giltig ist , von einem der ver¬

tragsschließenden Teile gekündigt wird.

Sollte infolge der Gesetzgebung des Deutschen Reichs,

insbesondere durch eine etwaige Erhöhung der Reichsstempel¬

abgabe , der finanzielle Erfolg der Staatslotterie erheblich

beeinträchtigt werden , so steht der Hessischen Regierung

innerhalb acht Wochen vom Tage der Veröffentlichung des

betreffenden Gesetzes an gerechnet ein Kündigungsrecht zu.

Wird von diesem Rechte Gebrauch gemacht , so endigt der

Vertrag mit dem Abläufe der laufenden Lotterie ; erfolgt

die Kündigung jedoch erst nach Beendigung der Ziehung

der zweiten Klasse der Lotterie , so endigt der Vertrag mit

dem Ablaufe der nächstfolgenden Lotterie.

Artikel  4.

Die Erteilung der Erlaubnis zur Veranstaltung öffent¬

licher Geldlotterien , soweit sie nicht Landeslotterien und des¬

halb nach Artikel 1 überhaupt ausgeschlossen sind , wird für

das Gebiet des Großherzogtums Oldenburg oder einzelne

Teile desselben nur mit Zustimmung der Hessischen Re¬

gierung erfolgen . Auch die Zulassung einer auswärtigen

Geldlotterie im Großherzogtum bedarf der Zustimmung der

Hessischen Regierung.

Die gleiche Zustimmung ist erforderlich für die von

den Oldenburgischen Behörden zu erteilende Erlaubnis zur

Veranstaltung öffentlicher innerhalb des Großherzogtums

Oldenburg stattfindender Ausspielungen von beweglichen

oder unbeweglichen Sachen , wenn der Gesamtpreis der Lose

50 000 übersteigt.

Die Zulassung öffentlicher außerhalb des Großherzog¬

tums Oldenburg stattfindender Ausspielungen von beweg¬

lichen oder unbeweglichen Sachen wird seitens der Olden¬

burgischen Behörden tunlichst eingeschränkt werden.



Ausspielungen , bei denen die eventuelle Zahlung eines
Geldbetrages an Stelle der Sachgewinne in Aussicht ge¬
stellt wird , sind den Geldlotterien gleich zu achten.

Die Bestimmungen dieses Artikels treten mit der Publi¬
kation des in Artikel 1 erwähnten Gesetzes in Kraft.

Artikel  5.

Die Oldenbnrgische Regierung wird die Behörden des
Landes anweisen , zulässigen Anträgen der Lotterie -Direktion
ungesäumt zu entsprechen und von dem Erfolge derselben
der Lotterie -Direktion Kenntnis zu geben , auch derselben in
allen Fällen die in Lotterieangelegenheiten erwachsenen poli¬
zeilichen oder gerichtlichen Untersuchungsakten zur Einsicht
mitzuteilen.

Artikel  6.

Znm Vertriebe der Lose der Hessisch - Thüringischen
Staatslotterie im Großherzogtum Oldenburg Kollekteure
anzustellen und Berechtigungen zum Losehandel zu erteilen,
ist nur die Lotterie -Direktion befugt.

Die Lotterie -Direktion wird bei gleicher Garantie für
guten Lvsabsatz und solides Geschästsgebahreu sowie bei
hinreichender Kantionsfühigkeit Oldcnbnrgischen Bewerbern
den Vorzug geben.

Öffentliche Beamte aller Art , einschließlich Schutzleute,
Polizeidiencr , Briefträger , Flurschützen , bleiben , solange sie
im Dienste stehen , von der Anstellung als Kollekteur und
von der Zulassung als Losehändler ausgeschlossen.

Die Kollekteure und sonstigen gewerbsmäßigen Ver¬
käufer von Losen bedürfen der Genehmigung der zuständigen
Oldenbnrgischen Behörden . Die Genehmigung wird ins¬
besondere auch allen nicht in Oldenburg wohnhaften Kol¬
lekteuren der Hessisch-Thüringischen Staatslotterie nur ver¬
sagt werden , wenn erhebliche polizeiliche Bedenken gegen die
betreffenden Personen vorliegen.
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Die Zurücknahme der Genehmigung erfolgt nach Maß¬
gabe des Z. 35 Abs. 2 der Reichsgewerbeordnung; sie ist
außerdem gestattet, wenn die betreffenden Personen bei
ihrem Gewerbebetriebe die Vorschriften dieses Artikels ver¬
letzen.

Den mit Genehmigung der Oldenburgischen Behörden
angestellten bezw. zugelasseneu Kollekteuren und Losehänd¬
lern ist nicht gestattet:

n) an Personen von zweifelhaftem Ruf oder an unzu¬
verlässige Personen,

b) an Dienstmänner, Kellner oder ähnliche Gewerbe¬
treibende,

o) an Schutzleute, Polizeidiener, Briefträger und sonstige
öffentliche Beamte

Lose zum Wiederverkauf abzugeben oder sich solcher Per¬
sonen zum Losverkauf zu bedienen,

ä) Lose durch Anbieten oder Aufsuchen von Bestellungen
von Haus zu Haus oder durch persönlichen Besuch als
bisher Unbekannter oder durch Auslegung oder Verteilung
von Bestellscheinen oder Bestelltsten in Wirtshäusern oder
an sonstigen öffentlichen Orten zu vertreiben oder ver¬
treiben zu lassen.

Die Hessische Regierung wird die Kollekteure und Lose-
Händler für ihren Geschäftsbetrieb im Großherzogtum Olden¬
burg auch allen sonstigen Beschränkungen unterwerfen, denen
sie für den Geschäftsbetrieb in Hessen unterliegen.

Die im Großherzogtum Oldenburg wohnhaften Kol¬
lekteure der Hessisch-Thüringischen Staatslotterie dürfen an
ihrem Geschäftslokal das für die Hessischen Kollekteure eiu-
gefnhrte mit dem Landeswappen und der Inschrift:

„Kollekteur" oder „Hauptkollekteur"
„der Hessisch-Thüringischen Staatslotterie"

sowie der Angabe ihres Namens oder ihrer Firma versehene
Schild führen.

!



79

Die Bestimmungen dieses Artikels treten mit der
Publikation des in Artikel 1 erwähnten Gesetzes in Kraft.

Insbesondere darf also von diesem Zeitpunkte ab mit
dem Vertriebe der Lose der Hessisch-Thüringischen Staats-
lottcrie begonnen werden , nnd wird den Gesuchen der
Lotterie -Direktion um Genehmigung von Kollekteuren und
Losehäudlcrn beschleunigte Erledigung zugesichcrt.

Artikel  7.

Auch die in Oldenburg angestellten Kollekteure der
Hessisch - Thüringischen Staatslotterie sowie die dortigen
Händler mit Staatslotterie - Losen sind den Bestimmungen
des Planes , der Geschäftsordnung und den sonstigen An¬
ordnungen der Lotterie - Direktion unterworfen , soweit sie
mit diesem Vertrage und mit dem im Großherzogtnm Olden¬
burg bestehenden Recht nicht in Widerspruch stehen.

Sollte sich ein Kollekteur oder Losehändler durch eine
Verfügung der Lotterie -Direktion beschwert fühlen , so steht
demselben Beschwerde an das Hessische Finanzministerium
offen.

Von der Geschäftsordnung , von Änderungen derselben,
von dem jedesmaligen Lotterieplan und von Anordnungen
allgemeiner Art wird die Lotterie - Direktion der Olden-
burgischen Regierung durch Übersenden der betreffenden
Drucksachen oder Schriftstücke Mitteilung machen.

Die Oldcnburgische Regierung wird alsbald nach Publi¬
kation des in Artikel 1 gedachten Gesetzes ihren Justiz¬
behörden die von der Lottcriedirektion zu diesem Behufe in
der erforderlichen Anzahl zu liefernde Geschäftsordnung für
die Kollekteure mitteilen.

Die von der Lotterie - Direktion den Kollekteuren etwa

auferlegten Geldstrafen und Kosten sind ans Antrag der
Lotterie -Direktion von den zuständigen Behörden des Groß-
herzogtnms Oldenburg ohne Verzug einzntreibcn und kosten¬
frei an die Lotterie -Direktion zu übersenden,

)
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Artikel  8.

Den Kollekteuren und Losehändlcrn darf wegen des
Vertriebes von Losen der Hessisch - Thüringischen Staats¬
lotterie eine besondere Steuer oder Abgabe im Großherzog-
tnm Oldenburg nicht auferlegt werden ; sie unterliegen viel¬
mehr wegen dieses Vertriebes nur den allgemeinen Steuer-
gesetzcn des Großherzogtums.

Artikel  9.

Es werden jährlich 2 Lotterien stattfinden.
Sollten einzelne Lotterien ausfallen , so fällt die in

Artikel 2 vorgesehene Herauszahlung an Oldenburg für die
betreffende Lotterie fort.

In Bezug auf die in Artikel 3 festgesetzte Dauer des
Vertrages sollen ausgefallene Lotterien stets als abgespielt
gelten.

Fällt während der Vertragsdauer mehr als zweimal
eine Lotterie ans . so kann die Oldenbnrgische Regierung von
dem Vertrage zurücktreten , es sei denn , daß die Aussetzung
der Lotterien durch einen Krieg , an dem das Deutsche Reich
beteiligt ist , oder durch eine sonstige allgemeine Landes¬
kalamität notwendig geworden ist.

Artikel  10.

Sollte sich die Hessische Regierung bewogen finden,
während der Dauer des Vertrages die Landcslotterie gänzlich
anfzuhebcn , so erlischt der Vertrag und findet von der Zeit
des Aufhörens der Lotterie an eine weitere Zahlung nach
Maßgabe von Artikel 2 nicht statt.

Die Oldenbnrgische Regierung soll jedoch von dem
Aufhören der Hessisch-Thüringischen Staatslvtterie sogleich,
nachdem dies beschlossen worden ist , in Kenntnis gesetzt
werden.

Durch Änderungen des Lotteriennternehmens , insbe¬

sondere auch im Bestände der Teilnehmer , wird der gegen¬
wärtige Vertrag nicht berührt.
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Artikel 11.

Die Hessische Regierung Hut der Oldenburgischcn Re¬
gierung auf deren Wunsch iunerhulb 5 Wochen nach er¬
haltener Aufforderung mitznteilen , wieviel Lose der zuletzt ab¬
gespielten Hessisch-Thüringischen Staatslotterie abgesetzt sind

1 . von Kollekteuren und Losehandlern , die im Grosz¬
herzogtum Oldenburg wohnen , sowie von deren Be¬
auftragten und Abnehmern:

a ) im Oldenburgischen Staatsgebiet,
d ) außerhalb desselben;

2 . von nicht im Großherzogtnm Oldenburg wohnhaften
Kollekteuren und Losehändlern sowie von deren Be¬
auftragten und Abnehmern:

innerhalb des Oldenburgischen Staatsgebiets.
Die Oldenburgische Regierung kann das Verlangen nach

dieser Mitteilung jedoch nur stellen nach der letzten Ziehung
der 6 ., 8 ., 14 ., 20 . und 26 . Lotterie und außerdem , sobald
feststeht , daß der Vertrag aufhört , sowie im Falle der Ver¬
längerung des Vertrages (Artikel 3) nach jedesmaligem Ab¬
lauf der letzten Ziehung der zweiten Lotterie der neuen
Vertragsperiode.

Artikel  12.

Alle aus diesem Vertrage etwa entstehenden Streitig¬
keiten sind der Entscheidung eines im Einzelfalle von den
vertragsschließenden Regierungen zu vereinbarenden Schieds¬
gerichts zu unterbreiten.

Das Verfahren wird vom Schiedsgericht nach freiem
Ermessen bestimmt . Gegen die schiedsrichterliche Entscheidung
ist von keinem Teile eine weitere Einwendung zulässig.

Artikel  13.

Der gegenwärtige Vertrag wird den beiderseitigen Re¬
gierungen ohne Verzug zur Genehmigung vorgelegt werden,
und nach deren Eingänge wird mit tunlichster Beschleunigung
die Auswechselung der Genehmigungsurkunden stattfinden.
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Anlage.

Artikel  1.
Zur Erteilung der Erlaubnis-zur Veranstaltung öffent¬

licher Lotterien (Z. 286 des Strafgesetzbuchs) sind zuständig:
1. für das Gebiet des Großherzogtums bezw. für das

Gebiet des Herzogtums: das Staatsministerium,
Departement des Innern;

2. für das Gebiet der Fürstentümer Lübeck und Birken¬
feld: die Regierungen.

Artikel  2.
Der Vertrieb von Losen auswärtiger öffentlicher

Lotterien im Großhcrzogtum ist nur dann gestattet, wenn
die Lotterie vom Staatsministerium, Departement des Innern,
zugelassen ist. Die erfolgte Zulassung ist in dem Amts¬
blatte desjenigen LandeSteils, für welchen dieselbe geschehen
ist, bekannt zu machen.

Artikel  3.
Der Verkauf von Losen der im Großherzvgtnm ver¬

anstalteten und genehmigten Lotterien (Artikel1), sowie das
Ausbietcn derselben ist frei.

Artikel  4.
Wer ohne oberliche Genehmigung gewerbsmäßig Lose

oder Losabschnitte auswärtiger öffentlicher Lotterien, die im
Großherzogtum zngelasscn sind (Artikel 2), oder Urkunden,
durch welche Anteile an solchen Losen oder Losabschnitteu
zum Eigentum oder zum Gewinnbezug übertragen werden,
feilbietet oder veräußert, oder zeitweise au einen anderen
überläßt, wird mit Geldstrafe von 100 bis 1500
bestraft.

Dieselbe Strafe trifft denjenigen, welcher ein solches
Geschäft als Mittelsperson befördert.



Artikel 5.

Zur Erteilung der im Artikel 4 erwähnten Genehmigung
sind zuständig:

1. für das Gebiet des Herzogtums : das Staatsmiui-
sterium , Departement des Innern;

2 . für das Gebiet der Fürstentümer Lübeck und Birkeu-
feld : die Regierungen.

Die Genehmigung kann nach Ermessen versagt werden,
und cs ist die erteilte Genehmigung jederzeit widerruflich.

Artikel  6.

Wer in auswärtigen öffentlichen Lotterien , die nicht
im Großherzogtum zngelassc » sind , spielt , wird mit Geld¬
strafe bis zu 600 ^ bestraft.

Artikel  7.

Wer Lose oder Losabschnitte der im Artikel 6 be-
zeichneten Lotterien oder Urkunden , durch welche Anteile an
solchen Losen oder Losabschnitten zum Eigentum oder zum
Gewinnbezug übertragen werden , feilbietet oder veräußert,
oder zeitweise an einen anderen überläßt , wird mit Geld¬
strafe von 50 bis 1500 bestraft.

Dieselbe Strafe trifft denjenigen , welcher derartige
Handlungen als Mittelsperson befördert.

Artikel  8.

Die Veröffentlichung der Gewinnresnltate von den im
Artikel 6 bezcichneten Lotterien in den im Großherzogtum
erscheinenden Zeitungen wird mit Geldstrafe bis zu 50
bestraft.

Artikel  9.

Den Lotterien im Sinne der vorstehenden Bestimmungen
sind öffentlich veranstaltete Ausspielungen beweglicher und
unbeweglicher Sachen gleich zu achten.
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Artikel 10.

Das Gesetz für das Grvßherzogtum Oldenburg , be¬
treffend die öffentlichen Lotterien und Ausspielungen , vom
3 . April 1891 wird aufgehoben.

Artikel  11.

Dieses Gesetz tritt am 1. August 1902 in Kraft.

22.
Bekanntmachung des Slaatsminisieriums , betreffend Ergänzung des

Regulativs für Getreidemühlen und Mälzereien und der Aus¬
führungsbestimmungen zum Zolltarifgesetze , bezüglich der Ausfuhr
vvn Mühlenfabrikaten.

Oldenburg , den 29 . April 1904.

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung vom 21 . April
1904 beschlossen:

Die in dem Regulativ für Getreidemühlen und Mäl¬
zereien und in den Allgemeinen Ausführuugsbestimmungen
zu Z. 7 Ziffer 1 und 3 des Zolltarifgesetzes bei der Aus¬
fuhr von Mühlenfabrikaten zugestandenen Erleichterungen
sind auch für Roggenmehl mit einer Ausbeute von 1 bis
65 v. H . und für Weizenmehl mit einer Ausbeute von
1 bis 75 v. H . unter den dort vorgeschriebenen Bedingun¬
gen mit der Maßgabe zu gewähren , daß der Nachweis über
das Ansbeuteverhältnis bis auf weiteres ans den Geschäfts¬
büchern zu erbringen ist.

Für die Abrechnung gelten mithin 65 irZ Roggenmehl
der neuen dritten Ausbenteklasse von 1 bis 65 gleich 100 KZ
Roggen , 75 IrZ Weizenmehl der neuen fünften Ausbeute-
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klaffe von 1 bis 75 gleich 100 IrZ Weizen und es sind ab¬
zuschreiben bei der Ausfuhr von 100 KZ Roggenmehl der
dritten Klasse 153,85 IrZ Roggen und von 100 IrZ Weizen¬
mehl der fünften Klasse 133,33 Weizen.

Die näheren Bestimmungen über den Nachweis des
Ausbeutcverhältnisses aus den Geschäftsbüchern treffen die
obersten Landesfinanzbehördcn.

Oldenburg , den 29 . April 1904.

Staatsmimster 'mm,
Departement der Finanzen.

R n h st r a t.

Weber.

23.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend Änderung der

polizeilichen Vorschriften für die Schiffahrt und Flösierei auf der
unteren Hunte.

Oldenburg , den 29. April 1901.

Auf Grund des Artikels 9 K. 6 des Gesetzes vom
5 . Dezember 1868 , betreffend die Organisation des Staats-
miuisteriums und einiger demselben untergeordneter Behör¬
den , wird mit Höchster Genehmigung bestimmt , daß der
H. 12 Absatz 1 der Ministerialbekanntmachung vom 17 . April
1899 , betreffend Regelung des Schiffsverkehrs auf der
unteren Hunte , folgende veränderte Fassung erhält:

Dampfschiffe dürfen an kleineren und an tief
beladenen größeren Schiffen mit geringer Bordhöhe
sowie an Schleppzügeu , Baggern , Fährprähmen
und an Sielen nicht in solcher Nähe und mit
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solcher Geschwindigkeit vorbeifahren , daß aus dem

Wellenschlag Gefahr entstehen kann , nötigenfalls

müssen sie die Fahrt so lange nach Möglichkeit

mindern , bis die Gefahr vorüber ist.

Oldenburg , den 29 . April 1904.

Staatsministerium,
Departement des Innern.

Millich.

Teng e.
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